
G:\Daten\AL\GR\Protokolle\Sitzungen 2022\02-24.03.2022_ngProtokoll.docx 
Seite 1 von 77 

Verhandlungsschrift 
 

 

über die öffentliche Sitzung des Gemeinderates 

vom 24. März 2022 um 19:30 Uhr 

im Vortragssaal der Landesmusikschule Pabneukirchen, Markt 77a. 

 

Anwesende: 
 

1.   Bgmin Barbara Payreder als Vorsitzende 11.  

2.   GV Ing. Mag. Josef Lumetsberger 12.  

3. GV DI. Florian Kloibhofer, BSc. 13. GR Walter Prandstätter 

4. GR Peter Scherscher 14. GRE Gerald Hölzl 

5. GR Hildegard Payreder 15. GV Kurt Steindl 

6. GR Sandra Cárdenas Lara 16. GR Helmut Leonhartsberger 

7. GR Martin Kloibhofer 17. GR Christian Steindl 

8. GRE Alexander Plaimer 18. GR Gebhard Prandstätter 

9. GRE Moritz Aschauer 19. GRE Manuel Rumetshofer 

10. GRE Gerald Schöfer   

 

Der Leiter des Gemeindeamtes und als Schriftführer: AL. Mag. Erwin Haderer, M.A. 

 

Als Zuhörer sind anwesend: Robert Zinterhof, Christa Reisinger, Ingrid Haderer und Ernst Haderer 

 

 

entschuldigt: 
Vz.-Bgm Manfred Nenning 

GR Karl Holzweber 

GR Ludwig Peirleitner 

GR Marlen Christin Nenning 

GR Johannes Haider 

GRE Christian Steinkellner 

GRE Erwin Höbarth 

GRE Josef Glinßner 

GRE Johann Vorwagner 

GR Leopold Enengl 

GR Alona Kaindl 

 

Ersatz/für: 
GRE Alexander Plaimer ÖVP für Vz.-Bgm Manfred Nenning 

GRE Moritz Aschauer ÖVP für GR Ludwig Peirleitner 

GRE Gerald Schöfer ÖVP für GR Marlen Christin Nenning 

GRE Gerald Hölzl SPÖ für GR Leopold Enengl 

GRE Manuel Rumetshofer LISTE für GR Alona Kaindl 

 

 

--- 

Die Bürgermeisterin Barbara Payreder eröffnet als Vorsitzende die Sitzung des Gemeinderates um 19:30 

Uhr und stellt fest, dass 

a)  die Sitzung von ihr als Bürgermeisterin einberufen wurde; 

b)  die Verständigung hierzu gemäß den vorliegenden Zustellnachweisen an alle Mitglieder bzw. Ersatz-

mitglieder zeitgerecht am 17.03.2022 unter Bekanntgabe der Tagesordnung erfolgt ist; die Abhaltung 

der Sitzung durch Anschlag an der Amtstafel am gleichen Tage kundgemacht wurde; 

c)  die Beschlussfähigkeit gegeben ist. 

 

AL Mag. Erwin Haderer, MA wird zum Schriftführer bestellt. 
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Sitzungsprotokoll: 

Das Protokoll der letzten Sitzung vom 10.02.2022 liegt noch während der Sitzung für die Gemeinderats-

mitglieder zur Einsichtnahme auf und gilt nach Ablauf der Sitzung als genehmigt. 

 

Auf Antrag der Bürgermeisterin beschließt der Gemeinderat einstimmig durch Handerheben die Abstim-

mungsart durch Handerheben festzulegen. 

 

Sodann geht die Bürgermeisterin auf die Tagesordnung über. 

 

Tagesordnung: 
1. Begrüßung, Beschlussfähigkeit, Protokoll 

2. Bericht der Bürgermeisterin 

3. Bericht Bauausschuss 

4. Bericht Kulturausschuss 

5. Bericht Umweltausschuss 

6. Bericht Sozial- und Familienausschuss 

7. Bericht Wirtschaftsausschuss 

8. Bericht des Prüfungsausschusses vom 17. März 2022 - Kenntnisnahme 

9. Prüfbericht der BH Perg über den Voranschlag für das Finanzjahr 2022 – Kenntnisnahme 

10. Kassen-, Haushalts- und Vermögensrechnung 2021 (Rechnungsabschluss 2021) - Beschlussfassung 

11. Annahmebeschluss des Finanzierungsplanes / Antrag auf Gewährung einer Bedarfszuweisung für das 

Projekt „Sportanlage – Fußball-Trainingsspielfeld – Sanierung“ – IKD-2021-580940/9-SK vom 16. 

Februar 2022 - Beschlussfassung 

12. Sportanlage – Fußball-Trainingsfeld – Sanierung - Vergabe 

13. Endvermessung „Straßensanierung ANREI“ – Beschlussfassung 

14. Endvermessung „Rabattl Kastenhofer“ – Beschlussfassung 

15. Grundverkauf und Auflassung öffentliches Gut Parz.Nr. 231 KG Pabneukirchen – Beschlussfassung 

16. Pachtvertrag zwischen Römisch-katholischen Pfarrpfründe Pabneukirchen und Marktgemeinde 

Pabneukirchen - Beschlussfassung 

17. Änderung Flächenwidmungsplan Nr. 3 / Änderung Nr. 10 „Markt-Süd“ / Baulandsicherungsvertrag / 

Stellungnahmen der Fachabteilungen – Einleitung aufsichtsbehördliches Genehmigungsverfahren - 

Beschlussfassung 

18. Änderung Flächenwidmungsplan Nr. 3 / Änderung Nr. 11 „Neudorf-Nord“ / 

Baulandsicherungsvertrag / Stellungnahmen der Fachabteilungen – Einleitung aufsichtsbehördliches 

Genehmigungsverfahren - Beschlussfassung 

19. Erhöhung der Erhaltungsbeiträge für unbebautes Bauland (Verordnung) – Beschlussfassung 

20. Kläranlage Pabneukirchen – Bauvorhaben „Anpassung und Sanierung 2022“, Planung in der 

Bauausführungsphase und örtliche Bauaufsicht – Vergabe 

21. Zuteilung der Aufgabenbereiche „Verkehrssicherheit“ und „Beschilderungen“ an einen definierten 

Ausschuss - Beschlussfassung 

22. Allfälliges 

 

Zu TOP. 1.) Begrüßung, Beschlussfähigkeit, Protokoll 
 

Die Bürgermeisterin begrüßt die anwesenden Mitglieder zur Gemeinderatssitzung. Sie stellt die Be-

schlussfähigkeit fest. Das Protokoll der letzten Sitzung liegt noch während der Sitzung für die Gemeinde-

ratsmitglieder zur Einsichtnahme auf und gilt nach Ablauf der Sitzung als genehmigt. 

TOP. 2.) Bericht der Bürgermeisterin 
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Die Bürgermeisterin verweist auf viele Punkte in der Tagesordnung und daher wird ihr Bericht eher kurz 

ausfallen. 

 

Zwei Tagesordnungspunkte müssen von der Tagesordnung genommen werden. Zu TOP 18: Obwohl es 

bereits intensive Gespräche und Begehungen vor Ort gegeben hat, sind noch zu viele Punkte offen, daher 

ist dieser Punkt noch nicht beschlussfähig. 

Zu TOP 20: Die Angebote konnten noch nicht in den Ausschüssen behandelt werden, da sie nicht recht-

zeitig eingelangt sind. 

 

Start des Architekturwettbewerbs – Neubau Amtshaus 

Die eingelangten Angebote zur Betreuung des Architekturwettbewerbs wurden im Bauausschuss und im 

Gremium behandelt. Im Gemeindevorstand wurde beschlossen, dass Dr. Scheutz den Zuschlag bekommt. 

Am 6. April, 18 Uhr gibt es mit ihm eine Besprechung, die Einladungen dazu wurden bereits versandt. 

 

Personalentscheidung im Gemeindevorstand 

Als Karenzvertretung für Katharina Brandstetter wurde Monika Kastner eingestellt. 

 

Community Nursing 

Im Dezember wurde bereits darüber berichtet, nun gab es einen Workshop bezüglich der nächsten 

Schritte. Elisabeth Hahn vom Gemeindeamt hat daran teilgenommen, das Thema wird in der nächsten 

Familien- und Sozialausschusssitzung behandelt. 

 

Jugendtaxi 

Bei der letzten Bürgermeisterkonferenz gab es Informationen über die neue App. Dieses Thema wird in 

der nächsten Familien- uns Sozialausschusssitzung behandelt. 

 

Affenzeller Kreuzung 

Es gab einige Begehungen. Besprechungen und Beratungen darüber, wie man diesen Bereich sicherer 

gestalten kann. Es gibt dort eine Engstelle, für einen möglichen Gehsteig steht jedoch kein Grund zur 

Verfügung. Bei der Lärmschutzwand wird nun die halbhohe Mauer, die in den Gehbereich ragt, entfernt. 

Die Stopptafel wird an der Wand befestigt, dadurch wird eine ausreichende Breite für einen Fußgänger 

erreicht. Zusätzlich wird eine Straßenlaterne errichtet, damit dieser Bereich ausgeleuchtet und eine bessere 

Sichtbarkeit der Fußgänger gegeben ist. Die Straßenmeisterei wird auch optische Akzente hinsichtlich 

Straßenmarkierungen setzen. 

In weiterer Folge ist die Erreichung einer Barrierefreiheit bei den Stufen im Bereich des Fitnessstudios 

geplant, dazu wird es noch Gespräche mit der Straßenmeisterei Grein sowie dem zuständigen Verkehrs-

referenten LR Steinkellner bzgl. Verkehrssicherheitsunterstützungsmöglichkeiten geben. 

 

GR Walter Prandstätter fragt nach, ob durch diese Maßnahmen die Schaffung einer ausreichenden Breite 

für die aus Neudorf kommenden Fußgänger gewährleistet ist und ob dann bei der Stopptafel ein Zebra-

streifen kommt. Die Bürgermeisterin präzisiert, dass eine ausreichende Breite für eine Person erreicht 

wird. Ein Zebrastreifen kann jedoch aufgrund der bestehenden Gegebenheiten nicht gemacht werden. 

 

 

TOP. 3.) Bericht Bauausschuss 
 

Bauausschussobmann GV DI Florian Kloibhofer berichtet über die letzte Sitzung am 08. März 2022. Er 

verweist auf die weiteren Tagesordnungspunkte 12, 13, 15, 17 und 19. 

 

Der öffentliche Weg zu den Holzwelten wurde neu vermessen. Herr Mitterlehner und Familie Hochgat-

terer waren dabei, die Grenzen wurden festgestellt und dokumentiert. Es gab keine Änderungen. 

 

Bzgl. Sanierung Kläranlage: Unabhängig von Projektierung und Wasserrechtsbescheid kann die Heizung 

jederzeit saniert werden, aktuell werden Angebote eingeholt. Diese werden dann in der nächsten Bauaus-

schusssitzung behandelt. 
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GR Walter Prandstätter meldet sich zu TOP 18 Änderung Flächenwidmungsplan „Neudorf-Nord“, der 

von der Tagesordnung runtergesetzt wurde, zu Wort. Er ist der Meinung, dass es in Bezug auf die Steigung 

nahezu unmöglich ist, eine ordentliche Zufahrt zu machen, auch die Finanzierung wird schwierig werden. 

Er stellt die Frage, warum man überhaupt auf diese Umwidmung beharrt, schließlich gibt es viele andere 

Lagen, die leichter zu bebauen sind. 

 

GV DI Florian Kloibhofer verweist auf die Begehung mit einem Sachverständigen der BH Perg und die 

Stellungnahme von Herrn Matzinger/Fa. Eitler. Die Steilheit ist gegeben, aber nicht ganz ungewöhnlich. 

Es wird angedacht, das Gefälle durch Kurven auf ca. 15 % zu minimieren, das wäre dann ungefähr die 

gleiche Steigung, die es jetzt schon unterhalb der Zufahrt gibt. Die Bürgermeisterin merkt dazu an, dass 

laut Verkehrstechniker eine Steigung von mehr als 12 % zwar nicht optimal, aber bei uns im Mühlviertel 

durchaus nicht ungewöhnlich ist. 

 

GR Walter Prandstätter wirft ein, dass es meist dort, wo es steile Zufahrten gibt, auch zu Problemen 

kommt, vor allem in den Wintermonaten. Die Bürgermeisterin betont, dass auf diese Probleme auch hin-

gewiesen wird. Es müsste in weiterer Folge eine detaillierte Straßenplanung geben. Bezüglich Oberflä-

chenwässer und Kapazitäten des Retentionsbecken wurde bereits im Bauausschuss vieles geklärt. 

Der Widmungswunsch seitens der Grundbesitzer besteht, grundsätzlich ist dieser Bereich auch im örtli-

chen Entwicklungskonzept enthalten, daher wird seitens der Gemeinde eine Umwidmung nicht von vorn-

herein ausgeschlossen. 

 

GV Kurt Steindl verdeutlicht einerseits das Bestreben der Gemeinde, neue Baugründe zu schaffen. Ande-

rerseits müssen aber auch Bedenken der Anrainer ernst genommen werden. Grundsätzlich sollte es die 

Intention geben, hier eine Lösung zu finden. Da aber die Finanzierung noch nicht geklärt ist, ist es nach-

vollziehbar, dass dieser Punkt von Tagesordnung genommen wurde. 

 

GR Christian Steindl ist der Meinung, dass man sich punkto Steilheit der Zufahrt ohnehin auf die Ein-

schätzungen der Fachleute verlassen muss, die Bedenken der Anrainer auch hinsichtlich Oberflächenwäs-

ser müssen aber berücksichtigt werden. Grundsätzlich gilt aber, dass Baugründe, die vorhanden sind, er-

schlossen werden sollen, auch wenn dafür Geld in die Hand genommen werden muss. Das wäre auch da, 

wenn man Rücklagen nicht unnötig ausgeben würde. Die Gemeinde kann die Kosten der Aufschließung 

jedenfalls nicht zur Gänze auf die Bauwerber umwälzen, hier sollte das Gleichheitsprinzip gelten. 

 

Die Bürgermeisterin wendet ein, dass derzeit auch coronabedingt Ansparmittel fehlen. Die noch offenen 

Punkte und Fragen hinsichtlich Finanzierung werden aber in der nächsten Bauausschusssitzung behandelt. 

GR Walter Prandstätter fragt nach, ob nicht ursprünglich eine Umfahrung auf der Ostseite im Bereich 

Frandl geplant war. Die Bürgermeisterin bestätigt dies, jedoch ist dort derzeit kein Grund verfügbar. 

 

GV Ing. Mag Josef Lumetsberger merkt an, dass immer das Bestreben da ist, jungen Menschen das Bauen 

in Pabneukirchen zu ermöglichen. Dies kann aber nicht zu jedem Preis erfolgen. Die Finanzierbarkeit 

muss gegeben sein und wenn eine Aufschließung Kosten verursacht, die niemand bezahlen kann, dann ist 

dieses Projekt nicht möglich. Grundsätzlich gibt es die Möglichkeit der Mitfinanzierung der Aufschlie-

ßung durch die Gemeinde, durch den Infrastrukturkostenbeitrag ist auch die Mitfinanzierung durch den 

Grundeigentümer gegeben, dieser ist in weiterer Folge gefragt, was die Teilung dieser Kosten betrifft.  

 

Ernst Haderer, der als Zuhörer bei der Sitzung anwesend ist, meldet sich zu Wort. Als Grundeigentümer 

ist man daran interessiert, die Gründe zu verkaufen. Es ist aber zu kurz gegriffen, jetzt davon auszugehen, 

dass es nur 6 Parzellen betrifft, in Zukunft könnten es mehr werden und dann kann man die Kosten nicht 

durch 6 teilen. 

GV Ing. Mag. Josef Lumetsberger weist darauf hin, dass die gesamten Aufschließungskosten dennoch 

sofort entstehen, diese müssen jetzt bezahlt werden. Die Gemeinde hat dieses Geld derzeit nicht, auch 

über den Infrastrukturkostenbeitrag will man die Finanzierung nicht abwickeln, somit ist das Projekt im 

Moment nicht umsetzbar. 
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GR Christian Steindl kommt nochmals auf das Gleichheitsprinzip zurück. Nur weil die Aufschließung für 

gewisse Baugründe teurer ist, kann es nicht sein, dass die ersten mehr belastet werden, als jene, die später 

dazukommen und dann vielleicht weniger bezahlen, weil zB die Straße schon vorhanden ist. Zudem kön-

nen die Kosten nicht auf die Bauwerber abgewälzt werden, denn dann wird in Pabneukirchen niemand 

mehr bauen. 

 

Die Bürgermeisterin verweist in diesem Zusammenhang nochmals auf die derzeitige schwierige finanzi-

elle Situation. Man ist bemüht eine Lösung zu finden, es gibt mehrere Ansätze und Lösungsvorschläge, 

die in der nächsten Bauausschusssitzung diskutiert werden. Zudem muss abgewartet werden, wie es mit 

den Härteausgleichskriterien weitergeht. Und dann ist man auch von der Entscheidung abhängig, ob über-

haupt gewidmet werden darf. 

 

Für die anwesenden Zuhörer ist die Höhe der Infrastrukturkostenbeiträge unverständlich, man war der 

Meinung, dass es bei 9 Euro bleiben würde. Die Bürgermeisterin erklärt nochmals, dass immer klar war, 

dass es diesbezüglich noch Gespräche und weitere Kalkulationen geben muss. Es ist das Bemühen da, die 

Kosten für die Grundeigentümer zu verringern, jedoch würde das im Umkehrschluss bedeuten, dass die 

Gemeinde diese Kosten tragen muss, die Deckung ist aber derzeit nicht möglich. 

 

GV Kurt Steindl weist erneut auf die Bedenken der Anrainer hin, diese seien nicht per se gegen eine 

Umwidmung, vor allem bzgl. Straßenplanung sollte ein Gesamtkonzept ins Auge gefasst werden. 

 

Frau DI (FH) Christa Reisinger würde sich wünschen, dass die Anrainer direkt mit den Grundeigentümern 

Kontakt aufnehmen und ihre Bedenken äußern und nicht über Briefe oder Unterschriftenlisten kommuni-

zieren. GV Kurt Steindl bemerkt, dass beide Seiten gefordert sind, den entsprechenden Dialog herzustel-

len. Es kommt zu einer Diskussion bezüglich Oberflächenwässer, die Bürgermeisterin verweist auf die 

nötige Gesamtplanung, die es dazu geben wird. 

 

GV Ing. Mag. Josef Lumetsberger fasst zusammen, dass sich Bedenken technischer Natur ausräumen 

lassen. Alles andere sollte durch Aussprachen geklärt werden, eventuell auch mit einer neutralen Vermitt-

lungsperson. Die Bürgermeisterin bietet diesbezüglich nochmals an, alle an einen gemeinsamen Tisch zu 

laden und die offenen Punkte zu klären. 

 

 

TOP. 4.) Bericht Kulturausschuss 
 

Kulturausschussobmann GV Ing. Mag. Josef Lumetsberger berichtet, dass zwischenzeitlich keine Kultur-

ausschusssitzung stattgefunden hat. Jedoch gab es am 16. März eine erste Redaktionssitzung zur Auflage 

des neuen Heimatbuchs. Dabei wurde ausgelotet, wie dieses Heimatbuch aussehen könnte. Es sollte ein 

leicht lesbares Werk über die Geschichte von Pabneukirchen werden, derzeit werden mögliche Beiträge 

gesammelt. 

 

Weiters stehen die Gemeindeehrungen an, Vereine wurden eingeladen, sich zu überlegen, wer für eine 

Ehrung in Frage kommen könnte. Grundsätzlich kann auch jede Privatperson einen Vorschlag für eine 

Ehrung einreichen. Die Antragsfrist endet am 6. Mai. Der Kulturausschuss wird darüber am 12. Mai be-

raten, am 19. Mai werden diese dem Gemeinderat zur Beschlussfassung vorgelegt. Die Gemeindeehrung 

wird voraussichtlich am Sonntag, 12. Juni über die Bühne gehen. 

 

Der 1. Mai fällt heuer auf einen Sonntag, es ist ein kleines Fest geplant, in diesem Rahmen soll der Mai-

baum aufgestellt werden. Die Verpflegung wird von der JVP übernommen. 

 

Die nächste Kulturausschusssitzung findet am 12. April statt. 

 

 

TOP. 5.) Bericht Umweltausschuss 
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Umweltausschussobmann Gebhard Prandstätter berichtet, dass zwischenzeitlich keine Sitzung stattgefun-

den hat. 

 

Derzeit läuft die Flurreinigungsaktion, die am 4. April endet. 

 

 

Zu TOP. 6.) Bericht Sozial- und Familienausschuss 
 

Es wird berichtet, dass zwischenzeitlich keine Sitzung stattgefunden hat. 

 

 

Zu TOP. 7.) Bericht Wirtschaftsausschuss 
 

Zwischenzeitlich hat keine Sitzung stattgefunden. 

 

GR Alexander Plaimer berichtet von den Einladungen der Leaderregion, diese Termine werden gemein-

sam mit GR. Karl Holzweber wahrgenommen. Es wurde vereinbart, dass einmal im Jahr das Thema Reit-

wege im Wirtschaftsausschuss behandelt wird. 

 

Das Projekt mit der Fa. LIWEST läuft in Abstimmung mit der Gemeinde. Derzeit befindet man sich in 

der Phase der Angebotseinholung. 

 

GR Christian Steindl erkundigt sich, wo man sich derzeit E-Bikes ausleihen kann. GR Alexander Plaimer 

führt die Betriebe an, die einen E-Bike-Verleih anbieten. Die Erhaltungskosten werden durch die Einnah-

men beim Verleihen abgedeckt. GR Christian Steindl regt eine Erhebung an, wie oft dieses Angebot in 

Anspruch genommen wird, es könnte auch wieder in das Gedächtnis der Bürger gerufen werden. Lt. GR 

Alexander Plaimer erfolgt derzeit keine aktive Bewerbung, grundsätzlich ist das Thema E-Bikes nun im 

Zuständigkeitsbereich des Vereins FTW. 

 

 

Zu TOP. 8.) Bericht des Prüfungsausschusses vom 17. März 2022 - Kenntnisnahme 

 

AL Mag. Erwin Haderer berichtet von der letzten Prüfungsausschusssitzung. Die Prüfung des Kassenab-

schlusses ergab keine Differenzen. 

Marktgemeinde Pabneukirchen 
A-4363 PABNEUKIRCHEN, Markt 16 

TELEFAX: 07265/5255-50, DVR.0600300 

Tel. 07265/5255, Bezirk Perg, OÖ. 

 

Zl.: Gem-004-PA-01/2022 

 

 B e r i c h t   und   P r ü f u n g s p r o t o k o l l 
 

über die angesagte Prüfung der Gebarung der Marktgemeinde Pabneukirchen am Donnerstag, 17.03.2022 um 20.00 Uhr im Sitzungssaal des 

Marktgemeindeamtes Pabneukirchen. 

 

Anwesende: 1. Obm. Leopold Enengl, SPÖ 

 2. Mitgl. Johannes Haider, ÖVP 

 3. Mitgl. Erwin Höbarth, ÖVP 

 4. Mitgl. Alexander Plaimer, ÖVP 

 5. Mitgl.-Ers. Peter Brandstetter, LISTE 

 6. Mag. Erwin Haderer, MA, Amtsleiter 

 7. Oskar Lumetsberger, Buchhalter 
 

Entschuldigt: Obm.Stv. Christian Steindl, LISTE 

  

Unentschuldigt: 
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Tagesordnung: 

1. Eröffnung und Begrüßung 

2. Prüfung der Kassen-, Haushalts- und Vermögensrechnung 2021 (= Rechnungsabschluss 2021) 

3. Allfälliges 
 

 

Zu TOP. 1.) Eröffnung und Begrüßung 
 

Der Obm. Leopold Enengl begrüßt die Mitglieder des Prüfungsausschusses und stellt fest, dass die Einladung zu dieser PA.- Sitzung zeitgerecht am 23.2.2021 erfolgte, 

stellt die Beschlussfähigkeit fest und geht auf die Tagesordnung über. 

 

 

Zu TOP. 2.) Prüfung der Kassen-, Haushalts- und Vermögensrechnung 2021 (Rech-

nungsabschluss 2021): 
 

Der Prüfungsausschuss der Marktgemeinde Pabneukirchen hat am 17.03.2022 die Prüfung der Kassen-, Haushalts- und Vermögensrechnung 2021 durchgeführt und 

folgendes festgestellt: 

 

➢ Prüfung des Kassenabschlusses: Die Prüfung mit 31.12.2021 ergab keinerlei Differenzen (Vergleich Kontoauszüge mit Rechnungsabschluss). Der 

Gesamtbestand beträgt mit 31.12.2021 € 70.195,98 

davon bar: € 489,65 

 RB Kto. 1910090 € 68.412,64 

 RB Kto. 080001910090 €                   22,87 

 RB Kto. 1911882 (Ausspeisg.) € 1.270,82 

Der Sollzinssatz auf dem Konto 1910.090 bei der RB. Pabneukirchen betrug ab 1.1.2021 = 0,54 % p.a. 

Habenzinssatz 2021 = 0,00 % p.a. 

Verwahrentgelt ab € 250.000,- = 0,1 % p.a. 

 

➢ Veränderung der liquiden Mittel: 

Stand per 31.12.2020 €   +  322.356,55 

Veränderung €    -  252.160,57 

Stand per 31.12.2021 € +   70.195,98 

 

 

➢ Ergebnis der laufenden Geschäftstätigkeit: 

Einzahlungen €   + 3.382.983,75 

Auszahlungen €   + 3.395.983,95 

      Saldo €   -     13.000,20 

      (Dieser Fehlbetrag wurde nicht mit allgemeinen Haushaltsrücklagen abgedeckt…) 

        

 

➢ Rücklagen und Zahlungsmittelreserven: 
Allgemeine Haushaltsrücklagen  Stand per 31.12.2021 €   92.404,23 Ges.zweckgeb. Haushaltsrücklagen  Stand 

per 31.12.2021 €             -,- 
 

Die o.a. Rücklagen werden als Inneres Darlehen zur Reduktion des Kassenkredites verwendet und werden nicht als Zahlungsmittelreserven ausgewiesen. 

 

 

➢ Nettoergebnis: 

Erträge €  +  4.022.880,14 

     Aufwände                                                       €   -  4.085.141,10 

     Nettoergebnis                                                 €   -      62.260,96 

     Entnahme von Haushaltsrücklagen            €   +    937.662,70 

     Zuweisung an Haushaltsrücklagen             €    -    468.831,35 

     Nettoergebnis                                                 €   +   406.570,39 

 

 

➢ Prüfung der Abweichungen von mehr als 5% bzw. von mehr als € 730,--: 

Eine genaue Aufstellung der Über- und Unterschreitungen ist im Rechnungsabschluss vorhanden, wurde vom Amtsleiter erklärt und liegt eine Kopie dem 

Protokoll bei. 

 

➢ Prüfung der Rücklagen per Ende 2021: 

Rücklagenentnahmen insgesamt:   €        468.831,35 

 

davon:          Stand per 31.12.2021 

Ansparmittelrücklage – Überschuss lfd.Geschäftstätigkeit €        -   152.782,22 €   13.330,00 

Ansparmittelrücklage – Härteausgleich Verteilvorgang 2 €        -   292.249,13 €              48.466,87 

Ansparmittelrücklage – Entlastungspaket 2019 – 2021 €  23.800,00 €                       0,00 
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Ansparmittelrücklage – Verkauf HochgattererGründe €           0,00 €   30.607.36 

         - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - -  

         Summe €   92.404,23 
 

➢ Präsentation diverser Kennzahlen 

 

Nachhaltigkeit (Haushaltssaldo) 

 

1. Aufwandsdeckungsgrad: Summe Erträge/Summe Aufwendungen => Gibt an, ob das Reinvermögen (Nettovermögen) vermehrt oder geschmälert 
wurde. 

 

2020 2021 
104,56 % 98,48% 

 

2. Nettovermögensveränderungsquote: Nettovermögen RA/Nettovermögen EB => Gibt an, ob das Reinvermögen (Nettovermögen) aufrechterhalten 
werden konnte. 

 

2020 2021 
105,29 % 98,26% 

 

Finanzielle Leistungsfähigkeit 
 

3. Freie Finanzspitze (Auszahlungsdeckungsgrad operative Gebarung nach Schuldentilgung): Saldo 1 – Geldfluss operative Gebarung abzgl. Schul-

dentilgung/Summe Einzahlungen operative Gebarung) => Misst welcher Anteil der EZ aus der op. Gebarung nach Bedeckung der laufenden 
Schuldentilgung für Investitionen übrig bleibt. 

 
2020 2021 

4,91 % -2% 

 
Verschuldung 

 

4. Dynamischer Verschuldungsgrad: Effektivverschuldung (lfr. + kfr. Fremdmittel abzgl. liquide Mittel und kurzfristige Forderungen/Saldo 1: 
Geldfluss operative Gebarung) => Entschuldungsdauer: Wie viele Jahre es theoretisch dauern würde, alle Schulden vollständig zu tilgen, sofern 

der Überschuss der lfd. Gebarung jährlich gleich hoch ist und vollständig zur Schuldentilgung verwendet wird. 

 
2020 2021 

5,6 Jahre 16,2 Jahre 

 
5. Verschuldung pro Einwohner: Lang- und kurzfristige Fremdmittel/Einwohnerzahl 

 

2020 2021 
1.602,80 € 1.785,24 

 

 

Die Nachweise über die Hebesätze der Gemeindesteuern und die Verzeichnisse über die unerledigten Verwahrgelder und Vorschüsse sowie das Anlagenver-

zeichnis sind dem Rechnungsabschluss angeschlossen. 

 
Die formelle Prüfung ergab keinerlei Beanstandungen. 

 

Die Mitglieder des Prüfungsausschusses bedanken sich bei den Gemeindebediensteten für die gewissenhafte Vorbereitung und Erstellung des Rechnungsab-
schlusses und Erklärung der wesentlichen Punkte. 

Die Ausführungen wurden zur Kenntnis gebracht. Einige Details wurden hinterfragt und erklärt. Kontoauszüge wurden kontrolliert. Der RA 2021 war der 2. 

Abschluss nach dem neuen System. Erklärt wurden auch weitere Kennzahlen und Diagramme. 
 

Im Detail wurden die Haushaltsansätze Bauhof, Kläranlage – im Speziellen die PV-Abrechnungen durchforstet. Auch der Investitionsnachweis wurde im 

Detail besichtigt. 
 

Der Prüfungsausschuss ersucht den Gemeinderat um Kenntnisnahme des Berichtes über den Rechnungsabschluss 2021. 

 
 

Zu TOP. 3.) Allfälliges 
 

 Die nächste PA.-Sitzung wurde von den Mitgliedern einstimmig für Montag, 3. Mai 2021 um 20:00 Uhr festgelegt. Eine Verständigung erfolgt daher 

nur mehr per E-Mail. 

Tagesordnung: 
➢ Besichtigung Straßenbauprojekt – Erweiterung Markt-Süd/Riedersdorf 

➢ Prüfung obenstehendes Projekt (Beschlussfassung, Vergabe, Abwicklung) 

➢ Kassenprüfung 
 

Der Prüfungsausschussobmann bedankt sich fürs Kommen. 

 

Keine weiteren Wortmeldungen. 

 

Ende:    22:00    Uhr 

v. g. g. 
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GV Kurt Steindl erkundigt sich, ob es im Vorjahr keine Härteausgleichsmittel gab oder ob diese nur zum 

Teil eingelangt sind. AL Mag. Erwin Haderer berichtet, dass es keine Mittel gab. 

 

Beschluss des Gemeinderates:  
Auf Antrag von Bgmin. Barbara Payreder nimmt der Gemeinderat einstimmig durch Handerheben den 

Bericht des Prüfungsausschusses vom 17. März 2022 zur Kenntnis. 

 

 

Zu TOP. 9.) Prüfbericht der BH Perg über den Voranschlag für das Finanzjahr 2022 

– Kenntnisnahme 

 
AL Mag. Erwin Haderer berichtet, dass der Prüfbericht der BH Perg eingelangt ist und bringt diesen dem 

Gemeinderat vollinhaltlich zur Kenntnis. 
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Beschluss des Gemeinderates:  
Auf Antrag von Bgmin. Barbara Payreder nimmt der Gemeinderat einstimmig durch Handerheben den 

Prüfbericht der BH Perg über den Voranschlag für das Finanzjahr 2022 zur Kenntnis. 

 

 

Zu TOP. 10.) Kassen-, Haushalts- und Vermögensrechnung 2021 (Rechnungsab-

schluss 2021) - Beschlussfassung 
 

Bgmin. Barbara Payreder verweist auf den Amtsvortrag und den zugesandten Rechnungsabschluss. Mit 

Aussendung des Amtsvortrages wurde um Übermittlung etwaiger Fragen zum Rechnungsabschluss 2021 

an das Gemeindeamt gebeten. Dies wurde seitens der anwesenden Gemeinderäte nicht in Anspruch ge-

nommen. 

 
 

Lagebericht zum Rechnungsabschluss 2021 gemäß § 49 Oö. Gemeindehaushaltsordnung (Oö. GHO) 

 
Als Stichtag für die Erstellung des Rechnungsabschlusses 2021 wurde der 15. Februar 2022 von 
der Bürgermeisterin gewählt. 

 
Entwicklung der liquiden Mittel (inkl. allfälliger Kassenkredite), wobei die Zahlungsmittelreser-

ven gesondert anzuführen sind. 

 
Liquide Mittel 
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Die Höhe der liquiden Mittel (SA7) ist im abgelaufenen Haushaltsjahr um 252.160,57 Euro gesunken. 

 
Die Gründe für die Verringerung der liquiden Mittel liegen: 

• in der investiven Gebarung: 
o LED-Straßenbeleuchtungsprojekt 2021 
o Straßenbauprogramm 2021 

o WEV Instandsetzungsprogramm 2021 
o Ersatzbeschaffungen Kommunalgeräte 2021 

• in einem erhöhten Bedarf bei Instandhaltungsmaßnahmen: 
o Beseitigung Unwetterschäden (Förderung aus KAT-Fonds erst 2022) 
o Ersatzbeschaffungen Freiwillige Feuerwehr (Tragkraftspritze, Batterietest- und Ladesys-

tem) 

o Sanierung Kriegerdenkmal 

• folgenden einmaligen Einzahlungen/Auszahlungen 
o Gastschulbeitrag Polytechnische Schulen 
o Kürzung Ersatz für Schulaufsicht seitens Bildungsdirektion 

 

Bedarf an Kassenkrediten 
 

Die maximale Höhe des Kassenkredits wurde vom Gemeinderat für das Haushaltsjahr 2021 mit 

992.333,-- Euro festgesetzt und ein Kassenkreditvertrag mit einem Rahmen von 992.333,-- Euro abge-
schlossen. 
 

Zum 31.12.2021 war der Kassenkredit mit einem Betrag von 0,-- Euro belastet. 
 
 

Zahlungsmittelreserven und Rücklagen 
 

Im Rechnungsabschluss (Anlage 6b) sind folgende Rücklagen und Zahlungsmittelreserven dargestellt: 

 

 Rücklagenstand 31.12.2021 
Zahlungsmittelreserve 
31.12.2021 

allgemeine Haus-
haltsrücklagen 

92.404,23 0,00 

gesetzlich zweckge-
bundene Haushalts-
rücklagen 

0,00 0,00 

Summe 92.404,23 0,00 

Differenz zwischen 

Rücklagen und Zah-
lungsmittelreserven 

92.404,23 

 
Zahlungsmittelreserven in der Höhe von 92.404,23 Euro sind als inneres Darlehen verwendet: 

 

Davon als inneres Darlehen zur Reduktion des Kassenkredits: 92.404,23 Euro 
 

Die Entwicklung des Ergebnisses der laufenden Geschäftstätigkeit, sowie Entwicklung des nach-

haltigen Haushaltsgleichgewichts 
 

 
Voranschlag 2021 inkl. 

Nachtragsvoranschläge 

Rechnungsab-

schluss 2021 

Saldo 5 (Geldfluss aus der voran-
schlagswirksamen Gebarung) 

-1.044.400 -287.680,44 

Saldo 6 (Geldfluss aus der nicht vor-
anschlagswirksamen Gebarung) 

 35.519,87 

Saldo 7 (Veränderung an liquiden 
Mitteln) 

 -252.160,57 
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Ergebnis der laufenden Geschäftstätigkeit  

 

Ergebnis der laufenden 
Geschäftstätigkeit 

RA 2020 VA 2021 RA 2021 

Einzahlungen: 3.305.816,28 3.333.200,00 3.382.983,75 

Auszahlungen: 3.263.137,32 3.491.600,00 3.395.983,95 

Saldo: 42.678,96 -158.400,00 -13.000,20 

 

 
Negativer Saldo: 
Das Ergebnis der laufenden Geschäftstätigkeit im Rechnungsabschluss ist negativ. Daher wurden fol-

gende Mittel in Anspruch genommen werden: 

• Die Liquidität der Gemeinde ist durch den Kassenkredit gegeben – Haushaltsausgleich gem. § 75 
Abs. 4b Oö. GemO 1990 

 
 

Nachhaltiges Haushaltsgleichgewicht 
 

• Nachhaltiges Haushaltsgleichgewicht wird nicht erreicht, weil  

• das Ergebnis der laufenden Geschäftstätigkeit negativ ist (-13.000,20 Euro), 

• das Nettoergebnis (Saldo 0) negativ ist (-62.260,96 Euro). 
 
 

geplante Gegenmaßnahmen: 

• Einhaltung sämtlicher Härteausgleichskriterien 

• Weiterführung Haushaltskonsolidierung 
 
 

Entwicklung des Nettoergebnisses vor Entnahme von bzw. Zuweisungen an Haushaltsrücklagen 
 

 

Das Nettoergebnis wird wesentlich durch die ergebniswirksamen Erträge und Aufwendungen beein-
flusst. Diese betreffen insbesondere die Abschreibungen, (- 884.845,31 Euro) Erträge aus der Auflö-
sung von Investitionszuschüssen (+ 633.806,20 Euro) und die Dotierung bzw. Auflösung von Rückstel-

lungen 153.925,56 (Dotierung + 15.750,34 Euro und Auflösung – 4.265,66 Euro). 
 

 
 RA 

2017* 

RA 

2018* 

RA 

2019* 
RA 2020 VA 2021 RA 2021 

Summe Erträge 

(MVAG-Code 21) 

 
   4.118.470,09 3.922.100,00 4.022.880,14 

Summe Aufwände 
(MVAG-Code 22) 

 
   3.938.819,41 4.522.500,00 4.085.141,10 

Nettoergebnis (SA 
0) 

 
   179.650,68 -600,400,00 -62.260,96 

Entnahme von 
Haushaltsrückla-
gen (MVAG-Code 

230) 

 

   501.662,47 926.600,00 937.662,70 

Zuweisung von 

Haushaltsrückla-
gen (MVAG-Code 
240) 

 

   -621.134,13 -11.900,00 -468.831,35 

Nettoergebnis (SA 
00) 

 
   60.179,02 314.300,00 406.570,39 

*Aufgrund der Systemumstellung ab dem Jahr 2020 können Vorjahreswerte derzeit nicht eingetragen 
werden. 

 

Entwicklung des Nettovermögens  
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Das Nettovermögen hat sich im abgelaufenen Haushaltsjahr wie folgt entwickelt: 
 

Nettovermögen (Position C) mit 01.01.2021 3.574.056,80 

Saldo der Eröffnungsbilanz (C.I) 2.952.642,20 

Kumuliertes Nettoergebnis (C.II) 60.179,02 

Haushaltsrücklagen (C.III) 561.235,58 

Neubewertungsrücklagen (C.IV) 0,00 

Fremdwährungsrücklagen (C.V) 0,00 

Nettovermögen (Position C) mit 31.12.2021 3.511.795,84 

 
Haushaltsrücklagen 

 
Stand an Haushaltsrücklagen am 01.01.2021 561.235,58 Euro 
 

Im Ergebnishaushalt wurden folgende Haushaltsrücklagen dotiert: 

• allgemeine Haushaltsrücklage + 468.831,35 Euro 

• gesetzlich zweckgebundene Haushaltsrücklage für 0,00 Euro 
 

Im Ergebnishaushalt wurden folgende Haushaltsrücklagen zur Finanzierung investiver Einzelvorhaben 
entnommen: 

• allgemeine Haushaltsrücklage – 937.662,70 Euro 

• gesetzlich zweckgebundene Haushaltsrücklage für 0,00 Euro 
 

Im Ergebnishaushalt wurden folgende Haushaltsrücklagen zur Stärkung des Ergebnisses der laufenden 
Geschäftstätigkeit entnommen: 

• keine – Abdeckung über Kassenkredit 
 

Somit verblieben Haushaltsrücklagen in der Höhe von 92.404,23 Euro. 
 

Entwicklung der langfristigen Finanzschulden und Verbindlichkeiten  
 

Neuaufnahme von langfristigen Finanzschulden 

 
Zusätzliche Darlehen wurden im abgelaufenen Haushaltsjahr für folgende investive Einzelvorhaben 
aufgenommen: 

 

Investives Einzelvorhaben Darlehenshöhe 

Kanalstrang BA 07 (Wetzelsberg) 200.000,-- 

Kanalstrang BA 08 (Erw. Markt-Süd/Rie-

dersdorf) 

100.000,-- 

 
Tilgung von langfristigen Finanzschulden und Verbindlichkeiten 

 
Die Finanzschulden und Verbindlichkeiten aus Darlehen und Finanzierungsleasing wurden plangemäß 
getilgt. 

 
In nachstehender Tabelle sind die summierten Auszahlungen für Finanzschulden und Verbindlichkei-
ten (inkl. Leasing) dargestellt.  

 

 RA 2017* RA 2018* RA 2019* RA 2020 VA 2021 RA 2021 

Gesamtsumme:    1.184.252,89 790.700,00 286.486,59 

*Aufgrund der Systemumstellung ab dem Jahr 2020 können Vorjahreswerte derzeit nicht eingetragen 

werden. 
 

Das Zwischenfinanzierungsdarlehen der Schulsanierung konnte bereits 2020 zur Gänze getilgt wer-

den. 
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Es wurden im abgelaufenen Haushaltsjahr 202X vorzeitige Tilgungen(=Sondertilgungen) im Ausmaß 

von rund 9.902,76 Euro vorgenommen. 
Dies betrifft folgende Darlehen:  

• Kanalstrang BA 06 (Neudorf/Riedersdorf) 
 
Die eingetretenen und die voraussichtlichen Auswirkungen aus investiven Einzelvorhaben (Er-

träge, Betriebskosten, Personalaufwand, Finanzierungsfolgekosten udgl.) 
 
Die Auswirkungen aus begonnenen und abgeschlossenen investiven Einzelvorhaben auf das Haushalts-

jahr 2021 werden in folgender Tabelle zusammengefasst dargestellt: 
 
Nach Möglichkeit sind die investiven Einzelvorhaben aus dem Vorbericht zum VA 202X zu überneh-

men. 
1. LED-Straßenbeleuchtungsprojekt 2021 (Einsparungspotential bei Energie und Wartung von rd. 

1/3 der bisherigen Kosten pro Jahr) 

2. Straßenbauprogramm 2021 
3. WEV Instandsetzungsprogramm 2021 
4. Ersatzbeschaffungen diverser Kommunalgeräte (Einsparungen bei Reparaturen, Service und 

Wartung) 
5. Mauer- und Geländer Sanierung Schulkomplex  
6. Grundankauf für Neuerrichtung des Altstoffsammelzentrums für den BAV in Pabneukirchen 

7. Amtshaussanierung oder -Neubau sowie Errichtung Sozialräume für Bauhofpersonal  
 

Beschreibung wesentlicher finanzieller Auswirkungen, welche weder im aktuell zu erstellenden 

Rechnungsabschluss noch im geltenden Gemeindevoranschlag und im mittelfristigen Er-
gebnis- und Finanzplan enthalten sind 

 

Beispiel: Sämtliche finanziellen Auswirkungen sind in den Rechenwerken der Gemeinde enthalten 
und grundsätzlich budgetiert. 
 

Diverse Ausfinanzierungen von vergangenen Projekten belasten den Haushalt: 

• Ankauf Kleinlöschfahrzeug FF Riedersdorf 

• Katastrophenschutzprojekt 

• Generalsanierung Schulkomplex 

• Erweiterung und Sanierung Kindergarten 

• Gemeindestraßenbauprogramm 2015-2017 
 

Ebenso treten viele Preissteigerungen aufgrund der allgemeinen Wirtschaftslage ein. 
 
Beschreibung allfälliger Auswirkungen der Ergebnisse des abgelaufenen Haushaltsjahres auf das 

laufende Haushaltsjahr bzw. den mittelfristigen Ergebnis- und Finanzplan verbunden mit 
dem Vorschlag entsprechender Maßnahmen  

 

Im mittelfristigen Ergebnis- und Finanzplan sind folgende Auswirkungen aus den im vergangenen 
Haushaltsjahr getroffenen Entscheidungen bereits enthalten: 
 

Durch die Covid19 Pandemie sind die Ertragsanteile im Jahr 2020 unerwartet eingebrochen, welche 
durch diverse Bundespakete im Jahr 2021 etwas entschärft wurden. Dennoch ist die Einnahmensitua-
tion angespannt, da der Härteausgleich ausgesetzt wurde und dementsprechend diese Einnahmen 

fehlen. Budgetiert wurde unter Einhaltung sämtlicher Härteausgleichskriterien. Zum Erreichen des 
Haushaltsausgleichs wurde der Kassenkreditrahmen herangezogen, bzw. wurden noch verfügbare 
Haushaltsrücklagen als inneres Darlehen zum Haushaltsausgleich herangezogen.  

 
Die Auswirkungen aus folgenden, in vergangenen Haushaltsjahren getroffenen Entscheidungen, sind 
noch nicht im mittelfristigen Finanzplan enthalten: 

 

• Grundsätzlich wurde alles berücksichtigt. 
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Beschreibung sich abzeichnender Entwicklungen (Verbesserungen, Belastungen), die sich in den 

folgenden Haushaltsjahren auf den Gemeindehaushalt auswirken können, wobei diese 
möglichst auch wertmäßig abzugrenzen sind – zudem sind Möglichkeiten zur Abfederung 
allfälliger negativer Auswirkungen aufzuzeigen. 

 
In absehbarer Zeit ist das Amtsgebäude neu zu errichten. Hier startet demnächst der Architekten-
wettbewerb und dementsprechend können in weiterer Folge konkretere Kostenschätzungen und die 

Durchführung des Kostendämpfungsverfahrens gestartet werden. Das Projekt ist bereits im MEFP an-
geführt. Dies gilt ebenso für die geplante Schaffung eines Aufenthaltsbereiches für die Bauhofmitar-
beiter. Hier wurden bereits konkretere Unterlagen für den Beginn des Kostendämpfungsverfahrens 

der Aufsichtsbehörde vorgelegt. Zwischenzeitlich sind bereits die genehmigten Raumerfordernispro-
gramme eingelangt. 

 

Korrektur der Eröffnungsbilanz 
 

• Es wurde keine nachträgliche Korrektur der Eröffnungsbilanz vorgenommen. 
 

Weiterführende Informationen ... 

 
Folgende Nachweise entfallen gem. § 47 Abs. 3 Oö. GHO, da keine entsprechenden Sachverhalte vor-
liegen: 

• Nachweis über mittelbare Beteiligungen der Gebietskörperschaft (Anlage 6k) 

• Nachweis über aktive Finanzinstrumente (Anlage 6m) 

• Einzelnachweis über aktive Finanzinstrumente (Anlage 6n) 

• Nachweis über derivative Finanzinstrumente ohne Grundgeschäft (Anlage 6o) 

• Anzahl der Ruhe- und Versorgungsgenussempfänger sowie pensionsbez. Aufwend. Für Bed. (An-
lage 6s) 

• Rechnungsabschlüsse (Bilanzen und Erfolgsrechnungen) gem. § 47 Abs. 1 Z 6 und 7 
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Managementbericht – Rechnungsabschluss 2021 
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GR Ing. Mag Josef Lumetsberger stellt in diesem Zusammenhang die Frage an GR Christian Steindl, welche 

dieser Mittel seiner Meinung nach unnötig ausgegeben wurde (siehe Wortmeldung TOP 3). GR Christian 
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Steindl ist der Meinung, dass viele Ausgaben den Gemeindebürgern zugutekommen. Aber bei vielen 

Projekten, zB bei Kanal- oder Straßenbauten, wo es oft günstigere Angebote geben würde, Gemeindetraktor 

oder Stützmauer im Rahmen der Schulsanierung, hätte mehr gespart werden können. Dann wäre jetzt mehr 

Geld vorhanden, um zB neuen Siedlern entgegenzukommen (siehe Projekt Neudorf). So aber entscheidet 

man schnell einmal leichtfertig, dass dieser Straßenbau von der Gemeinde nicht finanziert werden kann und 

denkt an, die Kosten auf die Grundeigentümer abzuwälzen. 

 

Dem widerspricht GR Peter Scherscher deutlich, keinesfalls wurden Entscheidungen leichtfertig getroffen, 

sehr wohl ist man um Lösungen bemüht, um die Kosten für die Grundeigentümer niedrig zu halten und zu 

einer vernünftigen Lösung zu kommen. 

 

Die Bürgermeisterin bittet darum, die Diskussion an dieser Stelle zu beenden. GR Christian Steindl schließt 

mit der Anmerkung ab, dass für andere Projekte mehr Geld zur Verfügung stehen würde, wenn man mehr 

sparen würde. Man sollte hier auf alle Gemeindebürger schauen und diese sollten auch gleichbehandelt 

werden. 

 

GV Ing. Mag. Josef Lumetsberger stellt fest, dass auch laut Ausführungen von GR Christian Steindl keine 

unnötigen Investitionen getätigt wurden. 

 

Beschluss des Gemeinderates: 
Auf Antrag von Bgmin. Barbara Payreder beschließt der Gemeinderat einstimmig durch Handerheben die 

Kassen-, Haushalts- und Vermögensrechnung 2021 (Rechnungsabschluss 2021). 

 

 

Zu TOP. 11.) Annahmebeschluss des Finanzierungsplanes / Antrag auf Gewährung 

einer Bedarfszuweisung für das Projekt „Sportanlage – Fußball-Trainingsspielfeld – 

Sanierung“ – IKD-2021-580940/9-SK vom 16. Februar 2022 - Beschlussfassung 

 

Die Bürgermeisterin berichtet, dass zwischenzeitlich der Finanzierungsplan für das Projekt „Sportanlage – 

Fußball-Trainingsspielfeld-Sanierung“ seitens der IKD eingelangt ist und dieser nun seitens des 

Gemeinderates zu beschließen ist. 
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Beschluss des Gemeinderates: 

Auf Antrag von Bgmin. Barbara Payreder beschließt der Gemeinderat einstimmig durch Handerheben die 

Annahme des Finanzierungsplanes „Sportanlage – Fußball-Trainingsfeld - Sanierung“ - IKD-2021-580940-

SK vom 16. Februar 2022. 
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Zu TOP. 12.) Sportanlage – Fußball-Trainingsfeld – Sanierung - Vergabe 

 

GV DI Florian Kloibhofer berichtet, dass im Anschluss nach der letzten Gemeinderatssitzung nochmals mit 

allen drei Anbietern gesprochen wurde, in Bezug auf den Preis und die Gewährleistung. Alle Anbieter geben 

eine Gewährleistungsfrist von drei Jahren für die Bautätigkeiten ab. 

 

Bestbieter ist die Fa. TOPPlatz, im Bauausschuss wurde einstimmig beschlossen, dem Gemeinderat zu emp-

fehlen, den Auftrag an die Fa. TOPPlatz zu vergeben. 

 

Es wurden folgende Angebote eingeholt: 
Bieter: 

 Angebot Herbst Angebot Feb.2022  

TopPlatz € 42.339,-- 43.824,60 1 (Billigstbieter) 

Eurogreen € 45.279,16 53.526,74 2 

Swietelsky-Sportstätten € 57.272,76 57.272,76 3 

 
Dazu kommen noch einiges an Eigenleistungen der Sportunion und des Bauhofes lt. Prioritätenreihung: 

 

 

 

Die Nachverhandlungen haben eine Gewährleistungsfrist von 3 Jahren bei sämtlichen Bietern ergeben. 

 

GR Walter Prandstätter betont die Wichtigkeit, dass bei dieser Sanierung am Ende wirklich alles passen 

muss, damit es nicht in ein paar Jahren erneut zu Problemen kommt. 

 

GV Kurt Steindl weist darauf hin, dass möglichen auftretenden Problemen sofort auf den Grund gegangen 

werden muss, anders, als es in der Vergangenheit der Fall war. Hier können unnötige Ausgaben vermieden 

werden. 

 

 

Beschluss des Gemeinderates: 

Auf Antrag von Bgmin. Barbara Payreder beschließt der Gemeinderat einstimmig durch Handerheben die 

Vergabe für die Sanierung des Fußball-Trainingsfeldes an die Fa. TOPPlatz als Billigstbieter. 

 

 

Zu TOP. 13.) Endvermessung „Straßensanierung ANREI“ – Beschlussfassung 

 

GV DI Florian Kloibhofer berichtet, dass es am 15. November eine Vermessung gab, er führt die 

Grundanrainer an, die Gemeinde löst die Gründe ab. Der Teilungsplan liegt vor. 
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Beschluss des Gemeinderates: 

Auf Antrag von Bgmin. Barbara Payreder beschließt der Gemeinderat einstimmig durch Handerheben die 

Endvermessung „Straßensanierung ANREI“. 

 

 

Zu TOP. 14.) Endvermessung „Rabattl Kastenhofer“ – Beschlussfassung 

 

GV DI Florian Kloibhofer berichtet, dass 17 m² endvermessen wurden, es wurde eine Pauschale von 500 

€ vereinbart. Um die Zustimmung des Gemeinderats wird gebeten, damit diese so eingetragen werden 

kann. Weiters ist eine Verordnung für die Auflassung des öffentlichen Gutes auf Basis des vorliegenden 

Teilungsplanes kundzumachen. 
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Beschluss des Gemeinderates: 

Auf Antrag von Bgmin. Barbara Payreder beschließt der Gemeinderat einstimmig durch Handerheben die 

Endvermessung „Rabattl Kastenhofer“ sowie die Verordnung für die Auflassung des öffentlichen Gutes 

kundzumachen. 

 

 

Zu TOP. 15.) Grundverkauf und Auflassung öffentliches Gut Parz.Nr. 231 KG Pab-

neukirchen – Beschlussfassung 

 

TOP 15 betrifft die blau eingezeichnete Fläche neben EFH Schickermüller und hinter EFH Schwaiger. 

Josef Pilz würde gerne diese Fläche erwerben und in weiterer Folge eine Fläche von Herrn Fischelmaier, 

um einen privaten Weg zu seinem weiter oben gelegenen Grundstück zu schaffen. Stellungnahmen von 
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Gemeinde und Wassergenossenschaft beinhalten die grundbücherliche Eintragung des Anrechtes auf die 

Betretung und Aufgrabung (falls erforderlich) des Grundstücks, da sowohl Kanal als auch Wasserleitun-

gen durch diese Fläche verlaufen. 

 

Auch Michael Schickermüller hätte Interesse an dieser Fläche. Es wurde ein Vorkaufsrecht zwischen 

Herrn Pilz und Herrn Schickermüller vereinbart. Fam. Schwaiger wollte ursprünglich 3 m² von dieser 

Fläche erwerben. Aufgrund der Vermessungskosten und Kosten der grundbücherlichen Eintragung, die 

unverhältnismäßig für diese kleine Fläche wären, wurde der Antrag von Fam. Schwaiger zurückgezogen. 

Somit könnte Herr Pilz die gesamten 91 m² zum Preis von 2,40 € erwerben. 
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GR Walter Prandstätter hat vor Ort mit Familie Schwaiger gesprochen. Diese hat ihm mitgeteilt, dass das 

Interesse an dieser Fläche von 3 m² nach wie vor besteht, da sie unmittelbar an das Wohnhaus grenzt. 

Vielleicht gibt es eine Möglichkeit, diese Fläche zu bereinigen. Die Bürgermeisterin erklärt, dass dieses 

Gespräch bereits vorher stattgefunden haben muss, da Fam. Schwaiger bereits mit Herrn Fischelmaier 

gesprochen hat und es keine Möglichkeit zur Bereinigung dieser Fläche gibt. Daraufhin wurde das An-

sinnen seitens Familie Schwaiger zurückgezogen. 

 

Beschluss des Gemeinderates: 

Auf Antrag von Bgmin. Barbara Payreder beschließt der Gemeinderat einstimmig durch Handerheben den 

Grundverkauf und die Auflassung des öffentlichen Gutes Parz. Nr. 231 KG Pabneukirchen. 

 

 

Zu TOP. 16.) Pachtvertrag zwischen Römisch-katholischen Pfarrpfründe Pabneukir-

chen und Marktgemeinde Pabneukirchen - Beschlussfassung 

 

Die Bürgermeisterin berichtet, dass ein aktualisierter Pachtvertrag benötigt wurde, um Fördermittel zu 

lukrieren. Jedoch stimmt die diözesane Immobilienstiftung, die in Besitz dieser Pfarrpfründe ist, einem 

Pachtvertrag zu den bisherigen Konditionen nicht zu. Der aktualisierte Pachtvertrag beinhaltet nun eine 

Erhöhung und Staffelung der Kosten bis hin zu 412 Euro. Ursprünglich wären die Kosten noch höher 

gewesen, man konnte ca. um die Hälfte runterverhandeln. Pfarrassistent Josef Rathmaier hat sich sehr 

dafür eingesetzt, dass die bisherigen Konditionen bleiben. Leider ohne Erfolg. Mit der Pfarre wurde eine 

Zusammenarbeit hinsichtlich Pflege der Pfründe vereinbart, wie es auch im letzten Jahr schon der Fall 

war. So sollen die Kosten so gering wie möglich gehalten werden. 
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GV Kurt Steindl merkt an, dass letztes Jahr im Mai einer Verlängerung des Pachtvertrages zugestimmt 

wurde. Auch mit diesem Hintergrund hat man die Sanierung des Spielplatzes durchgeführt. Es ist nicht in 

Ordnung, dass auf einmal bis zu 412 € verlangt werden und dann zusätzlich noch Forderungen hinsichtlich 

der Pflege gestellt werden. Das ist maßlos übertrieben und er kann so nicht zustimmen. 

 

GV Ing. Mag. Josef Lumetsberger stimmt zu, dass die Vorgehensweise absolut nicht korrekt ist. Die Frage 

ist aber, was die Alternative wäre, wenn keine Beschlussfassung erfolgt. Dann gäbe es keinen Pachtver-

trag und die Fördermittel von ca. 20.000 Euro könnten nicht abgeholt werden. Es wurden Verhandlungen 

geführt, leider sitzt die Gemeinde hier am kürzeren Ast. Daher ist er der Meinung, dass dem Pachtvertrag 

zugestimmt werden sollte. 

 

GR Walter Prandstätter sieht ebenfalls keine andere Alternative, der Spielplatz wird gerne von Familien 

und Kindern frequentiert, somit wird wohl oder übel der Pachtvertrag so angenommen werden müssen. 

 

GR Christian Steindl war der Meinung, dass im letzten Jahr bereits die Verlängerung des Pachtvertrages 

beschlossen wurde. Es müsste hier ein unterschriebenes Papier geben. Die Bürgermeisterin bestätigt dies, 

Josef Rathmaier hat diesen Vertrag dann weitergeleitet, daraufhin kam erst jetzt diese Information von 

der Diözese. GR Christian Steindl moniert, dass die Pfarre im Vorjahr nicht diesen symbolischen Euro 

mit der Gemeinde hätte vereinbaren dürfen, auf den man sich dann übrigens verlassen hat, ohne vorher 

mit der Diözese Rücksprache zu halten. Hier wäre noch dringend Gesprächsbedarf notwendig. 

 

Die Bürgermeisterin weist darauf hin, dass diese Verhandlungen bereits erfolgt sind. Sie bittet, dass man 

zu einer Beschlussfassung kommt. 

 

GRE Gerald Schöfer erklärt, dass die Familie Schöfer für die nächsten 10 Jahre die Pacht übernehmen 

wird. 

 

Der Gemeinderat nimmt dieses Angebot dankend an. 

 

Beschluss des Gemeinderates: 

Auf Antrag von Bgmin. Barbara Payreder beschließt der Gemeinderat mit 15 Ja-Stimmen und 2 Stimm-

enthaltungen (LISTE-Fraktion) durch Handerheben den neuen Pachtvertrag zwischen den Römisch-ka-

tholischen Pfarrpfründen Pabneukirchen und der Marktgemeinde Pabneukirchen für das Areal des Kin-

derspielplatzes. 

 

 

Zu TOP. 17.) Änderung Flächenwidmungsplan Nr. 3 / Änderung Nr. 10 „Markt-Süd“ 

/ Baulandsicherungsvertrag / Stellungnahmen der Fachabteilungen – Einleitung auf-

sichtsbehördliches Genehmigungsverfahren - Beschlussfassung 

 

GV DI. Florian Kloibhofer erklärt, dass es um die Einleitung des aufsichtsbehördlichen Genehmigungs-

verfahren geht, der Grundsatzbeschluss ist bereits im letzten Jahr getroffen worden. Vom Land OÖ sind 

die Stellungnahmen eingelangt. 

Es geht um 8.300 m², jetzige Besitzer sind Herr Manner und Frau Ebner-Öllinger, Grünland soll in Bau-

land/Wohngebiet umgewidmet werden. Die Fläche befindet sich bereits im örtlichen Entwicklungskon-

zept und es handelt sich aufgrund der Nähe zum Hauptort um den wichtigsten, ergänzenden Siedungs-

schwerpunkt in Pabneukirchen. 

 

Stellungnahme Landesplanung/Raumordnung: 

Die Abt. Raumordnung weist daraufhin, dass aufgrund fehlender Baulandbedarfsabschätzung unter Be-

rücksichtigung von Bevölkerungsprognosen die Widmung derzeit noch nicht möglich ist. Aufgrund dieser 
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Stellungnahme gab es bereits eine Kontaktaufnahme mit Ortsplaner Haderer, die entsprechenden Unter-

lagen werden der Abt. noch nachgereicht. Zudem gibt es bereits eine längere Liste von potentiellen Grund-

stückskäufern, der Bedarf an Bauland ist jedenfalls gegeben. 

 

Weiters geht es in der Stellungnahme um Baulandmobilisierungsmaßnahmen über erhöhte Erhaltungsbei-

träge und Rückwidmungen. GV DI Florian Kloibhofer verweist auf TOP 19, was die Erhöhung der Er-

haltungsbeiträge betrifft. Was die Rückwidmungen angeht, diese sind schwer zu vollstrecken, einerseits 

sind es geschlossene Siedlungsverbände, was Rückwidmungen unmöglich macht. Zum anderen sollten 

vorher alle anderen Möglichkeiten ausgeschöpft werden, bevor Rückwidmungen überhaupt angedacht 

werden. Zusätzlich wurde von Seiten der Gemeinde/Bürgermeisterin bereits vor einem Jahr auch Kontakt 

mit den Grundbesitzern der Baulandreserven aufgenommen und nach möglichen Verfügbarkeiten ange-

fragt. 

 

Ein weiterer Punkt ist, dass vorab ein Entwässerungskonzept für die Dach- und Oberflächenwässer not-

wendig ist. Diesbezüglich ist bereits mit der Fa. Eitler gesprochen worden. Ein Entwässerungskonzept ist 

bereits in Ausarbeitung, geplant ist ein Retentionsbecken. Herr Manner ist bereit, hier Grund außerhalb 

des Widmungsbereiches zum Kauf durch die Gemeinde zur Verfügung zu stellen. 

 

Stellungnahme Abt. Natur- und Landschaftsschutz: Bei dieser geht es hauptsächlich um die Lage. Das 

Gelände ist abfällig und fällt westlich und südlich Richtung Sportplatz. Es stellt keine exponierte Stelle 

im Landschaftsbild da. Ebenfalls angeführt ist, dass sich das Siedlungsgebiet zuerst nach Nordosten Rich-

tung Markt entwickeln sollte. Derzeit ist in diese Richtung keine Grundverfügbarkeit gegeben. Wenn in 

diesem Bereich die Grundeigentümer mit einer Umwidmung einverstanden sind, kann der Siedlungs-

schluss – so wie in der Stellungnahme angeführt - hergestellt werden.  

 

Abt. Wildbach- und Lawinenverbauung: Die geplante Widmungsfläche liegt im Einzugsbereich des 

Klausbaches außerhalb der Gefahrenzone. Die Frage des Entwässerungskonzeptes ist zu klären, Anfal-

lende Dach- und Oberflächenwässer sind zu sammeln, zurückzuhalten und ggf.  kontrolliert in einen Vor-

fluter abzuleiten. Das Konzept zur Planung und Errichtung eines Retentionsbecken existiert bereits. All-

gemein ist noch angeführt, dass dem Vorfluter durch die zusätzliche Versiegelung von Flächen verschärfte 

Abflussspitzen entstehen und so die Gefahr für lokale Überschwemmungen steigt. 

 

Seitens den Abteilungen Land- und Forstwirtschaft und Wasserwirtschaft gibt es keine Einwände, ebenso 

keine von Landwirtschafts- und Wirtschaftskammer. 

 

Stellungnahme lokaler Anrainer: Für die Grundbesitzer unterhalb des gewidmeten Bereichs muss ge-

währleistet sein, dass auf diese Wiesen zugefahren werden kann. Aktuell ist es ein landwirtschaftlicher, 

privater Weg, der durch besagtes Grundstück führt. Dieser Weg würde bei Bebauung der Fläche wegfal-

len. Es gibt bereits eine Vereinbarung mit Herrn Ebner/Frau Ebner-Öllinger und Herrn Manner, dass die-

ser Weg ein Stück weiter nach unten verlegt wird, um weiterhin die Zufahrt der Anrainer zu ihren Wiesen 

und Feldern gewährleisten zu können. 

 

Stellungnahme Naturanwaltschaft: In dieser geht es um einen kleinen Böschungsbereich, der mit Sträu-

chern angewachsen ist. Diese befindet sich am südwestlichen Ende des Manner-Grundstücks. Diese Bö-

schung sollte nicht gerodet werden, falls notwendig sollte dafür eine Ersatzfläche geschaffen werden. 

Dieser Punkt wurde mit Herrn Manner abgeklärt und von diesem zur Kenntnis genommen. 
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V E R E I N B A R U N G 

gemäß § 15 Abs. 2 und § 16 OÖ Raumordnungsgesetz (OÖ ROG) in der geltenden Fassung 

(„Baulandsicherungs- und Infrastrukturkostenvereinbarung“) 

 

abgeschlossen zwischen der Marktgemeinde Pabneukirchen, vertreten durch Frau Bürgermeisterin Barbara Payreder, im folgenden kurz „Gemeinde“ einer-

seits, sowie Frau Öllinger-Ebner Anneliese, Naarntalstraße 1a, 4320 Perg und Herrn Manner Harald, Markt 33/2, 4363 Pabneukirchen, im folgen-
den kurz „Grundeigentümer“ andererseits, wie folgt: 

 

P r ä a m b e l 

 

Gemäß § 15 Abs. 2 OÖ ROG hat die Gemeinde nach Maßgabe ihrer finanziellen Mittel die Aufgaben der örtlichen Raumordnung durch privatwirtschaftli-

che Maßnahmen zu unterstützen. Gemäß § 16 Abs. 1 OÖ ROG kommen als privatwirtschaftliche Maßnahmen im Sinne des § 15 Abs. 2 insbesondere Ver-
einbarungen der Gemeinde mit Grundeigentümern über die zeitgerechte und widmungsgemäße Nutzung von Grundstücken, sowie die Tragung von den 

Grundstücken betreffenden Infrastrukturkosten in Betracht. Zweck dieser Vereinbarung ist die Umsetzung der in oa. gesetzlichen Bestimmungen definierten 

Aufgaben. 
I. 

Vertragsgegenstand 

 

1.1. Die Grundeigentümer sind Eigentümer des Grundstückes Nr. 401, 398 und 323/1 KG Pabneukirchen. Die Grundstücke sind im rechtswirksa-

men Flächenwidmungsplan der Marktgemeinde Pabneukirchen als Grünland ausgewiesen und haben ein Gesamtausmaß von ca. 27.000 m². Die Parzellie-

rungsstudie 06/2021 von Arch. Ortsplaner Haderer GmbH (Anlage 01) bildet einen integrierenden Bestandteil dieses Vertrages. Die Grundeigentümer haben 
die Absicht diese Teilflächen von rund 8.000 m² in Wohngebiet umwidmen zu lassen und zur Errichtung von gesamt acht Einfamilienhäusern an Kaufinte-

ressenten zur Verfügung zu stellen. 

 
1.2. Die Änderung des Flächenwidmungsplans stellt den hoheitsrechtlichen Erlass einer Verordnung dar. Die Entscheidung des Gemeinderats, die 

angestrebte Verordnung zu erlassen, stellt rechtlich in keiner Weise eine Leistung der Gemeinde auf der Grundlage der gegenständlichen zivilrechtlichen 

Vereinbarung dar. 
 

II.  

Vertragliche Leistungen 

 

2.1. Der Grundeigentümer verpflichtet sich für den Fall der Widmung der vertragsgegenständlichen  

Fläche in Bauland Wohngebiet, diese nach Vorliegen eines mit der Gemeinde akkordierten Teilungskonzeptes innerhalb von 5 Jahren abzuverkaufen und an 
den Käufer und deren Rechtsnachfolger die Verpflichtung zu überbinden mit der Bebauung des Grundstückes innerhalb einer Frist von 5 Jahren mit 

einem Hauptgebäude für Wohnzwecke – Einfamilienhaus - ab Vertragsunterfertigung zu beginnen. 

 
2.2. Die Bebauungsverpflichtung unter Punkt 2.1. ist vom Grundeigentümer insoweit vertraglich mit den Parzellenkäufern abzusichern, als der Gemeinde für 

den Fall, dass der Verwendungsverpflichtung nicht nachgekommen wird, das Recht eingeräumt wird, den gegenständlichen Bauplatz zum ortsüblichen 
Preis, der zwischen Parzellenbesitzer und Gemeinde vereinbart wird zuzüglich aller bis dahin geleisteten Aufschließungsbeiträge bzw. Anschlussgebühren 

einen Käufer dafür namhaft zu machen. Jedenfalls ist dieser Rückkauf- bzw. Weitervermittlungspreis mit der Höhe des ortsüblichen Preises beschränkt (€ 

29,30 pro m², Durschnittspreis lt. Statistik Austria). Sollte es dabei zu keinem Einvernehmen kommen, ist auf Kosten des Parzellenbesitzers, ein gerichtlich 

beeideter Sachverständiger für das Immobilienwesen, mit der Bestimmung des ortsüblichen Preises zu beauftragen. 

 

III.  

Infrastrukturmaßnahmen 

 

3.1.  Den Grundeigentümern ist bekannt, dass im Falle der Bebauung einer Liegenschaft der Gemeinde neben dem in der OÖ Bauordnung bzw. im Interes-
sentenbeiträgegesetz angeführten Aufschließungskosten, zu denen entsprechend den zitierten gesetzlichen Vorschriften der/die jeweiligen Grundeigentü-

mer/Bauwerber beizutragen hat/haben, regelmäßig weitere Kosten für die Nutzung (Kanal, Strom, Wasser, etc.) entstehen und verpflichtet sich, dieses Wis-

sen an jeden potentiellen Parzellenkäufer weiter zu geben. 
 

3.2. Die Grundeigentümer verpflichten sich basierend auf der zu erstellenden Vermessungsurkunde je m² Nettofläche einen Infrastrukturkostenbeitrag lt. 

aktueller Gebührenordnung – zum Zeitpunkt dieses Vertragsabschlusses von Euro 9,00/m² zu bezahlen. Der sich ergebende Betrag ist vom Grundeigentü-
mer binnen eines Monates ab Kaufvertragsunterfertigung des ersten neuen Parzellenkäufers spätestens nach einem Jahr durch den Grundeigentümer auf ein 

von der Marktgemeinde Pabneukirchen namhaft gemachtes Konto spesenfrei zu überweisen. 

 
3.3. Um das Grundstück des Retentionsbeckens für Reinigung, Erhaltung- und Pflegemaßnahmen zu erreichen, räumen die Umwidmungswerber ein unein-

geschränktes Geh- und Fahrtrecht über die Parz. 398, 401 und 400 der Marktgemeinde Pabneukirchen ein. Der zu betretende Weg wird über eine Skizze 

gemeinsam vereinbart. Diese Skizze wird als Anhang dieser Vereinbarung beigelegt. 

 

3.4. Die Grundeigentümer verpflichtet sich, die zur Aufschließung notwendigen Grundstücksfläche für die Verkehrsfläche unentgeltlich und lastenfrei in das 

Öffentliche Gut der Marktgemeinde Pabneukirchen abzutreten.  
 

3.5. Die Grundeigentümer verpflichtet sich, sämtliche durch die Widmungsänderung verursachten Planungskosten des Ortsplaners sowie auch die Kosten 

eines beeideten Vermessungstechnikers zu leisten.  
 

3.6. Die Parzellierung hat aufgrund des Vorschlages des Ortsplaners Arch. Norbert Haderer und der Gemeinde zu erfolgen. Eine Abweichung davon ist nur 

nach Absprache zulässig. 
  

3.7. Die Gemeinde verpflichtet sich, die Aufschließung (Straßenbau sowie Kanalbau) in ihrem Namen und auf Ihre Kosten durchzuführen und in der Folge 

die aufgrund gesetzlicher Vorschriften (Interessentenbeiträgegesetz, OÖ Bauordnung, OÖ ROG) vorzuschreibenden Aufschließungskosten an die Parzellen-
eigentümer zu adressieren. 

 

3.8. Die Grundeigentümer bzw. zukünftige Parzellenkäufer als Rechtsnachfolger haben festgelegte Leitungsführungen allfälliger Leitungen (Wasser, Kanal, 
Strom, Glasfaser, Oberflächenwasser, Ortsbeleuchtung) kostenlos zu gestatten und zu dulden. Ebenso ist bei Notwendigkeit die Ablagerung von Schnee im 

Zuge der Schneeräumung kostenlos, sowie die Gemeinde klag- und schadlos zu gestatten, dieses Wissen ist an jeden Parzellenkäufer weiter zu geben. 

 
3.9. Mit den Leitungsträgern (Strom, Internet) ist das Einvernehmen durch den zukünftigen Parzellenkäufer herzustellen. 

 

IV. 
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Wasserversorgung 

Wassergenossenschaft Pabneukirchen - Markt 

 

Die Sicherstellung der Wasserversorgung wird durch die Wassergenossenschaft Pabneukirchen –Markt erfolgen. 

Aufgrund des Gemeinderatsbeschlusses vom 12.12.2019 wird der Wassergenossenschaft eine Parteistellung in diesem Baulandsicherungsvertrag einge-

räumt. 
 

4.1. Der einmalige Baukostenbeitrag ist lt. derzeitiger Gebührenordnung der WG Pabneukirchen – Markt (zum Zeitpunkt der Vertragsunterzeichnung: von 

€ 1.100,00 brutto pro Parzelle bis 1.000m²; bei größeren Flächen plus € 1,10 je m²) vor Herstellung der Infrastruktur durch den Parzellenbesitzer auf ein 
von der Wassergenossenschaft Pabneukirchen – Markt namhaftes Konto spesenfrei zu begleichen. 

 

4.2. Die sich aus der geplanten verbauten Fläche errechnete Anschlussgebühr je Bauwerk wird direkt von der Wassergenossenschaft Pabneukirchen an den 
Parzellenbesitzer vorgeschrieben und ist an diese direkt zu entrichten (auf die Gebührenordnung der WG Pabneukirchen wird verwiesen). 

 

V. 

Rechtswirksamkeit dieses Baulandsicherungsvertrages 

5.1. Dieser Vertrag ist einerseits aufschiebend bedingt durch die Genehmigung des Gemeinderates, andererseits durch die rechtskräftige Widmung des Vertrags-

gegenstandes oder von Teilen des Vertragsgegenstandes als Bauland (Wohngebiet) in dem zu überarbeitenden Flächenwidmungsplan der Gemeinde. 
 

5.2 Dieser Vertrag ist mit der Unterfertigung durch vier Vertragsparteien rechtswirksam. Festgehalten wird, dass diese Vereinbarung vom Gemeinderat der 

Marktgemeinde Pabneukirchen in der Sitzung vom ……………….. unter TOP …. genehmigt wurde. 
VI. 

Rechtsnachfolge 

Sämtliche Verpflichtungen dieses Vertrages gehen auf die Rechtsnachfolger der Vertragsparteien über. Im Falle einer rechtsgeschäftlichen Verfügung sind die 
Vertragsparteien verpflichtet, sämtliche Verpflichtungen aus diesem Vertrag an ihre Rechtsnachfolger zu überbinden, wobei ausdrücklich vereinbart wird, dass 

ungeachtet einer Rechtsnachfolge die Haftung des/der Nutzungsinteressenten für die hiermit übernommenen vertraglichen Verpflichtungen ausdrücklich weiter 

bestehen bleibt.  
 

VII. 

Allgemeines 

Änderungen dieses Vertrages bedürfen der Schriftform, ebenso das Abgehen vom Erfordernis dieser vereinbarten Form. Sollte irgendeine Bestimmung dieses 

Vertrages unwirksam, ungültig oder nichtig sein, berührt dies nicht die Wirksamkeit der sonstigen Vertragsbestimmungen. Anstelle der unwirksamen, ungültigen 

oder nichtigen Vertragsbestimmungen gilt eine Vertragsbestimmung als vereinbart, die der unwirksamen, ungültigen oder nichtigen Vertragsbestimmung auf 
rechtlich zulässige Weise inhaltlich am Nächsten kommt. 

 

VIII. 

Gerichtsstand 

Für allfällige Streitigkeiten aus diesem Vertrag vereinbaren die Vertragsparteien die Zuständigkeit des Bezirksgerichtes Perg. 
 

 

…………………………………………………………………………………………………  

Grundeigentümer – Fr. Öllinger-Ebner Anneliese  Datum 

 

…………………………………………………………………………………………………  
Grundeigentümer – Hr. Manner Harald    Datum 

 

…………………………………………………………………………………………………  
Wassergenossenschaft Obm. Hr. Wansch   Datum 

 

 
………………………………………………………………………………………………… 

BGMin Barbara Payreder     Datum    

 

 

GR Christian Steindl erkundigt sich, wer für die Aufschließung (Straße, etc.) der Baugründe aufkommt. 

GV DI Florian Kloibhofer, berichtet, dass mit Herrn Manner und Frau Ebner-Öllinger gesprochen wurde 

und ein Baulandsicherungsvertrag aufgesetzt worden ist. Dieser wird nun präsentiert, dann kann über 

Preis und Kosten gesprochen werden und wer diese übernimmt. 

 

GV DI Florian Kloibhofer führt an, dass der Baulandsicherungsvertrag angelehnt an den Baulandsiche-

rungsvertrag von Ebner Andreas/Fischelmaier, aufgesetzt wurde. Im Folgenden weist er auf kleine Ände-

rungen hin, die nun im Vertrag enthalten sind: In Summe sollen 8 Einfamilienhäuser entstehen, die Be-

bauungsfrist der Grundstücke mit einem Hauptgebäude für Wohnzwecke beträgt 5 Jahre. 

Frau Ebner-Öllinger war es ein Anliegen, den Durchschnittspreis von 29,30 Euro vom Jahr 2020 aus dem 

Vertrag zu streichen, dafür gibt es die Ergänzung, dass der Parzellenbesitzer für die Kosten eines gericht-

lich beeideten Sachverständigen zur Bestimmung des ortsüblichen Preises aufkommt, sollte es beim Preis 

zu keinem Einvernehmen kommen. 
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Weiters wurde mit Herrn Manner und Frau Ebner Öllinger der Infrastrukturkostenbeitrag von 9 €/m² fest-

gelegt und bei den Grundstücken soll vorab ein Bereich definiert werden, wo nach unten zum Retentions-

becken zugefahren werden kann. 

 

GV Kurt Steindl merkt an, dass es vor 4 Jahren noch keine Infrastrukturkostenbeiträge gegeben hat. Die 

Gemeinde war zuständig für den Straßen- und Kanalbau und die Grundbesitzer und in weiterer Folge die 

Grundkäufer wurden damit nicht belastet. Das Land OÖ hat dann bestimmt, dass dieser Beitrag eingeho-

ben werden muss, begonnen hat man mit 4,80 Euro. Nun hat man beschlossen diesen Beitrag auf 9 Euro 

zu erhöhen, was wahrscheinlich immer noch nicht kostendeckend ist. Es sollte allen bewusst sein, dass 

diese Kosten beim Grundkäufer hängenbleiben und dass dadurch die Baugründe für junge Familien noch 

viel teurer werden. Der Gemeinde sollte daran gelegen sein, junge Familien im Ort zu halten. GV Kurt 

Steindl betont, dass er eine Erhöhung auf 9 Euro aufgrund der allgemeinen Teuerungen für gerechtfertigt 

hält, jedoch sollte nun der Zenit erreicht sein. Es ist wichtig, die Konkurrenzfähigkeit auch zu anderen 

Gemeinden zu erhalten. 

 

Bürgermeisterin Barbara Payreder stimmt vollinhaltlich zu und merkt nochmals an, dass die Einhebung 

der Infrastrukturkostenbeiträge unerlässlich hinsichtlich der Härteausgleichskriterien ist. 

 

GR Christian Steindl erkundigt sich, wie die Vorgabe bezüglich der Errechnung des Beitrages ist. Lt. AL 

Mag. Erwin Haderer sind lt. den Härteausgleichskriterien mindestens 15 % des aktuell ortsüblichen Bau-

grundpreises anzusetzen. Der Infrastrukturkostenbeitrag darf maximal in der Höhe der voraussichtlich 

tatsächlich anfallenden Kosten festgesetzt werden. 

 

GR Christian Steindl weist auf die Notwendigkeit eines Umkehrplatzes hin, dieser fehlt bis dato bei der 

Siedlung Herndl/Hochgatterer. Da der eingezeichnete Rundweg nicht so schnell kommen wird, sollte man 

bei der Straßenplanung jedenfalls berücksichtigen, dass ein Umkehrplatz entsteht, wo zumindest ein PKW 

mit Anhänger gut umkehren kann. 

 

GV DI Florian Kloibhofer erläutert, dass die Erschließungsstraße ohnehin so geplant ist, dass sie beidsei-

tig offenbleibt, um die Siedlung gegebenenfalls beidseitig erweitern zu können. Das hat zudem den Vor-

teil, dass die Schneeräumung vorab kein Problem ist und auch größere Fahrzeuge problemlos wenden 

können. 

 

GR Walter Prandstätter bekräftigt, dass bereits alle wichtigen Punkte erläutert wurden, speziell auch der 

Umkehrplatz und die Wendemöglichkeiten. Er fragt nach, wie es mit der ungefähren Zeitplanung aussieht. 

Die Bürgermeisterin antwortet, dass das Land OÖ nochmals 8-9 Wochen für Stellungnahmen Zeit hat, 

sobald alles eingereicht wurde. Danach kann vermessen und parzelliert werden, aber auch da gibt es wie-

der Fristen. Sie traut sich derzeit keine genauen Angaben über den genauen Zeithorizont zu machen, da 

man schon aus der Vergangenheit gelernt hat, dass es oft unvorhergesehen zu Zeitverzögerungen kommen 

kann. 

 

GR Christian Steindl hakt nochmals nach, wie man auf den Betrag von 9 Euro für den Infrastrukturkos-

tenbeitrag kommt. Die Bürgermeisterin verweist nochmals auf die Kalkulationen im Bauausschuss, auch 

die Kosten für die Retentionsmaßnahmen müssen berücksichtigt werden. GV DI Florian Kloibhofer er-

gänzt, dass auch der Grundstückspreis für die Fläche, wo das Retentionsbecken hinkommen soll, in der 

Kalkulation enthalten ist. Das Retentionsbecken wird im Hinblick auf mögliche zusätzliche Widmungen 

größer dimensioniert, die geschätzten Kosten dann auf 16 Bauparzellen aufgeteilt. 

 

GR Christian Steindl möchte wissen, ob dies dann kostendeckend ist bzw. ob ungefähr 70-80 % der Kos-

ten abgedeckt werden. Lt. GV DI Florian Kloibhofer handelt es sich realistischerweise nur um eine Grob-

kostenschätzung, da man nicht wissen kann, wie sich die Preise entwickeln, aber eine Kostendeckung von 

70-80 % ist durchaus anzunehmen. Die kompletten Kosten werden aber sicherlich nicht abgedeckt. 
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Die Bürgermeisterin merkt an, dass dieses Thema im Bauausschuss behandelt wurde, auch die Kalkulati-

onen und dass dort auch alle Fraktionen vertreten waren. 

 

GRE Alexander Plaimer weist darauf hin, dass es nicht möglich sein wird, den Spagat zwischen Kosten-

deckung und möglichst wenig Belastung für die zukünftigen Käufer zu schaffen. Es kann sich nicht aus-

gehen, dass man mit Gemeindebudget unterstützt und dennoch mit Null aussteigt. 

 

GR Christian Steindl betont, dass das auch nicht die Intention seiner Frage war. Er wollte nähere Infor-

mationen zur Kostenschätzung und -kalkulation und weist darauf hin, dass die Gemeinde hier durchaus 

Geld in die Hand nehmen kann, um durch möglichst niedrige Kosten für die Bauwerber diese hier im Ort 

zu halten. Auch GV Kurt Steindl stimmt zu, dass eine grobe Kostenschätzung sehr interessant wäre. 

 

GR Peter Scherscher merkt an, dass im Vorfeld alles besprochen wurde und die jeweiligen Fragen im 

Bauausschuss ausführlich behandelt wurden. Da alle Fraktionen im Bauausschuss vertreten waren und 

die Protokolle aufliegen, wird die Sitzung nun unnötig in die Länge gezogen. Auf den Einwurf von GR 

Christian Steindl, dass er bei der Bauausschusssitzung nicht dabei war, entgegnet GR Peter Scherscher, 

dass es zu diesem Zweck die Fraktionssitzungen gibt, wo man das besprechen kann. 

 

Auf Nachfrage von Bürgermeisterin Payreder, ob es dazu noch weitere Wortmeldungen gibt, meldet sich 

Frau DI (FH) Christa Reisinger, die gemeinsam mit Ernst und Ingrid Haderer als Zuhörerin bei der Ge-

meinderatssitzung anwesend ist und die Bürgermeisterin erteilt ihr das Wort. 

 

Sie kann nicht verstehen, dass bei den Umwidmungen bezüglich der Infrastrukturbeiträge in Markt-Süd 

Geld da ist und in Neudorf kein Geld da sein soll. Sie merkt an, dass man sich bei dem vorangegangenen 

Termin vor einer Woche über den zu leistenden Betrag einig war und hinterher war die Information plötz-

lich so, dass 25 Euro komplett von den Grundeigentümern übernommen werden müssten oder das ganze 

Projekt auf Eis gelegt werden muss. 

 

Die Bürgermeisterin widerspricht dieser Darlegung und betont sehr wohl, dass sie selbst bei besagtem 

Termin darauf hingewiesen hat, dass bezüglich dieser Beträge noch durchkalkuliert werden muss, diese 

nicht fix sind und dass im Vorfeld nicht gesagt werden kann, ob es sich mit diesen 9 Euro ausgeht. 

 

Ernst Haderer meldet sich zu Wort. Ihm ist nicht klar, wie es sich in Markt-Süd mit 9 Euro zu ca. 70 % 

kostendeckend ausgehen soll und in Neudorf von 25 Euro und 100 % Kostendeckung die Rede ist. 

GV DI Florian Kloibhofer entgegnet, dass sich eine vollständige Kostendeckung in Neudorf auch mit 25 

Euro sicher nicht ausgehen wird. 

 

GR Christian Steindl betont, dass er es auch etwas seltsam findet. In Neudorf hätte man das Dreifache an 

Infrastrukturkostenbeiträge und selbst dann soll es noch nicht kostendeckend sein. Auch für ihn ist diese 

Grobkostenschätzung nicht nachvollziehbar. 

 

GV DI Florian Kloibhofer wirft ein, dass die Straße auf der Neudorfer Höhe im Vergleich zur Straße in 

Markt-Süd mehr als doppelt so lang und zudem sehr steil ist. Dazu kommen die einseitige Bebauung und 

weniger Parzellen. Die Einnahmen in Markt-Süd sind demnach also wesentlich höher im Vergleich zu 

den Kosten der herzustellenden Infrastruktur. 

 

 

Beschluss des Gemeinderates: 

Auf Antrag von Bgmin. Barbara Payreder beschließt der Gemeinderat einstimmig durch Handerheben die 

Einleitung des aufsichtsbehördlichen Genehmigungsverfahrens für die Änderung des Flächenwidmungs-

planes Nr. 3 / Änderung Nr. 10 – „Markt-Süd“. 
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Zu TOP. 19.) Erhöhung der Erhaltungsbeiträge für unbebautes Bauland (Verord-

nung) – Beschlussfassung 

 

GV DI Florian Kloibhofer verweist auf die Stellungnahmen der Abt. Raumordnung, die allgemein bein-

halten, dass Baulandmobilisierungsmaßnahmen in Form von Anhebung der Erhaltungsbeiträge oder 

Rückwidmungen getroffen werden sollen. Unabhängig davon gibt es auch eine Empfehlung vom Land, 

die Erhaltungsbeiträge von 24 Cent auf 48 Cent zu erhöhen. Damit zukünftig für Widmungswerber posi-

tive Stellungnahmen vom Land erreicht werden können, wird vorgeschlagen den derzeitigen Erhaltungs-

beitrag von 24 Cent zu verdoppeln. Aktuell gibt es in Pabneukirchen 50.000 m² gewidmete, jedoch nicht 

bebaute Grundfläche, davon werden für 16.000 m² Erhaltungsbeiträge bezahlt. Ziel der Anhebung ist eine 

Erleichterung für zukünftige Widmungswerber und zusätzliche Schaffung von Flächen zur Bebauung. 
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V E R O R D N U N G 

 

des Gemeinderates der Gemeinde Pabneukirchen vom 25.03.2022 mit der der Erhaltungsbeitrag erhöht wird.  

 

Aufgrund des § 28 Abs. 3 Oö. Raumordnungsgesetz 1994, LGBl. Nr. 114/1993, idF. LGBl. Nr. 125/2020 wird verordnet: 

 

§ 1  

Gegenstand der Abgabe, Abgabenhöhe 

 

(1) Der Erhaltungsbeitrag gemäß § 28 Oö. Raumordnungsgesetz 1994 für Grundstücke oder Grundstücksteile, die im rechtswirksamen 

Flächenwidmungsplan als Bauland gewidmet, jedoch nicht bebaut sind, wird für das gesamte Gemeindegebiet nach Maßgabe des 

Abs. 2 erhöht. 

(2) Der Erhaltungsbeitrag beträgt für die Aufschließung durch eine Abwasserentsorgungsanlage 0,48 Euro pro Quadratmeter. 

 

§ 2  

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt mit 01.01.20xx / Ablauf des Tages seiner Kundmachung in Kraft. 

 

Der Bürgermeister/Die Bürgermeisterin 

 

GV Kurt Steindl fragt nach, ob es dann theoretisch die Möglichkeit gibt, dass der Besitzer einer zweiten, 

unbebauten Parzelle diese rückwidmen lässt und dadurch den Erhaltungsbeitrag nicht zu leisten hat. Dem 

ist so. 

 

GR Walter Prandstätter meldet sich zu Wort. Er merkt an, dass es sich bei diesen Grundbesitzern größ-

tenteils um Personen handelt, die Gründe für ihre nachfolgenden Generationen bereithalten. Diese Grund-

besitzer werden weder rückwidmen noch veräußern und werden doppelt so hoch belastet als bisher. Er 

kann sich mit diesem Gedanken nicht anfreunden. 

 

Die Bürgermeisterin erläutert, dass dieses Thema in der Bürgermeisterkonferenz behandelt wurde, da es 

viele Gemeinden betrifft. Auch einige andere Gemeinden werden diese Erhöhung vornehmen. Es handelt 

sich sehr oft um Flächen, wo bekannt ist, dass keine Nachkommen als zukünftige Bauwerber in Frage 

kommen. Auf alte Widmungen kann nicht zugegriffen werden, jedoch sollen seitens der Gemeinde Maß-

nahmen getroffen werden, um zusätzliche gewidmete Flächen verfügbar zu machen, eine Maßnahme ist 

die Erhöhung der Erhaltungsbeiträge. GV DI Florian Kloibhofer betont nochmals, dass das ein Punkt ist, 

wo man den Widmungswerbern entgegenkommen und negative Stellungnahmen vom Land entkräften 

kann, weil man im Vorfeld als Gemeinde Maßnahmen getroffen hat. 

 

GR Walter Prandstätter wirft ein, dass das ein Vorschlag vom Land ist, aber kein Muss. Er wird so nicht 

mitstimmen, da eine Erhöhung auf das Doppelte einfach zu viel ist. Viele Grundbesitzer planen langfristig 

für ihre Kinder und wenn man dann 20 oder 25 Jahre diesen Beitrag zahlen muss, dann kommt in Summe 

sehr viel zusammen. 

 

GV DI Florian Kloibhofer erwähnt, dass zum Beispiel im Jahr 2016 in Summe 3.900 Euro an Erhaltungs-

beiträgen eingehoben wurden. Seiner Meinung nach geht es also nicht um allzu hohe Beträge. 

 

GRE Manuel Rumetshofer führt an, dass man andererseits aber auch die Wertsteigerungen, die es ebenso 

bei einem Grundstück gibt, in irgendeiner Form berücksichtigen muss. 
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GR Walter Prandstätter ist der Meinung, dass eher keine Spekulanten dabei sein werden. Ihm sind jene 

ein Anliegen, die vorausschauend für ihre Kinder einen Baugrund gekauft haben und nun mehr bezahlen 

müssen. 

 

GR Christian Steindl weist auf die Tatsache hin, dass es viele vorhandene Baugründe gibt, die Widmun-

gen in Zukunft blockieren. GV Kurt Steindl stimmt zu, dass viele Grundeigentümer nicht vor haben zu 

bauen und dennoch nicht verkaufen, was auch das Recht jedes Einzelnen ist, aber diese werden eben dann 

zur Kasse gebeten. 

 

 

Beschluss des Gemeinderates: 

Auf Antrag von Bgmin. Barbara Payreder beschließt der Gemeinderat durch Handerheben mit 15 Ja-Stim-

men und 2 Nein-Stimmen (SPÖ-Fraktion) die neue Verordnung über die Erhöhung der Erhaltungsbeiträge 

für unbebautes Bauland. 

 

 

Zu TOP. 20.) Kläranlage Pabneukirchen – Bauvorhaben „Anpassung und Sanierung 

2022“, Planung in der Bauausführungsphase und örtliche Bauaufsicht – Vergabe 

 

 

Zu TOP. 21.) Zuteilung der Aufgabenbereiche „Verkehrssicherheit“ und „Beschilde-

rungen“ an einen definierten Ausschuss - Beschlussfassung 

 

Die Bürgermeisterin erläutert, dass es bei den Aufgabenbereichen „Verkehrssicherheit“ und „Beschilde-

rung“ in der Vergangenheit oft nicht ganz klar, in welchen Ausschüssen diese behandelt werden. Sie regt 

an, diese klar einem Ausschuss zuzuordnen und schlägt in diesem Zusammenhang den Wirtschaftsaus-

schuss vor. 

 

 
 

GR Walter Prandstätter meint, dass sich sowohl der Umwelt- als auch der Wirtschaftsausschuss dafür 

anbieten würden, für seine Fraktion ist die Zuteilung an den Wirtschaftsausschuss in Ordnung. 
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Beschluss des Gemeinderates: 

Auf Antrag von Bgmin. Barbara Payreder beschließt der Gemeinderat einstimmig durch Handerheben die 

Zuteilung des Aufgabenbereiches „Verkehrssicherheit“ und des Aufgabenbereiches „Beschilderungen“ 

an den Wirtschaftsausschuss. 

 

 

Zu TOP. 22.) Allfälliges 
 

GV Kurt Steindl möchte an dieser Stelle hinsichtlich der Wortmeldung von GR Peter Scherscher (siehe 

TOP 17), wonach durch die vielen Zwischenfragen die Sitzung unnötig in die Länge gezogen wird, an-

merken, dass diese Fragen sehr wohl legitim sind. Da ein nicht öffentliches Protokoll einer Bauausschuss-

sitzung eben nicht öffentlich ist, wissen maximal jene Personen Bescheid, die dabei waren und vielleicht 

wird auch in den Fraktionen darüber gesprochen. Vieles davon ist aber auch für die Öffentlichkeit inte-

ressant, daher findet er es wichtig, dass in der Gemeinderatssitzung diese Fragen möglich und erlaubt 

sind. 

 

GR Peter Scherscher verdeutlicht, dass sich seine Wortmeldung nur auf die Fragen hinsichtlich Kosten-

deckung durch Infrastrukturkostenbeiträge bezogen hat. Dem Fragesteller müsste bekannt sein, dass der-

zeit einfach nicht seriös gesagt werden kann, ob die Kosten zu 60, 70 oder 80 % abgedeckt werden. 

 

GR Christian Steindl erkundigt sich bezüglich Katastrophenschäden und ob diese Kosten ungefähr mit 

36.000 Euro beziffert werden können. AL Mag. Erwin Haderer erklärt, dass diese höher sind, weil noch 

die Eigenleistungskosten der Bauhofmitarbeiter dazukommen. Es wird darüber berichtet, sobald die Prü-

fungen und Genehmigungen erfolgt sind. Die Prüfungen der Anträge werden extern über den Wegeerhal-

tungsverband durchgeführt, diese waren konsistent. Die genaue Abrechnung kann in weiterer Folge dem 

Prüfungsausschuss vorgelegt werden. 

 

Weiters fragt GR Christian Steindl noch wegen der Sanierung der Mauer im Schulbereich an. GV DI 

Florian Kloibhofer berichtet, dass das Genehmigungsverfahren abgeschlossen ist, AL Erwin Haderer be-

stätigt, dass auch der Finanzierungsplan steht. Die Umsetzung ist jedoch noch nicht geklärt, da dieses 

Projekt in der Prioritätenliste weiter hinten gereiht ist. 

 

 

* * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * 

 

Nachdem die Tagesordnung erschöpft ist und sonstige Anträge und Wortmeldungen nicht mehr 

vorliegen, schließt die Bürgermeisterin als Vorsitzende die Sitzung des Gemeinderates um 21:40 

Uhr. 

 

 

 _____________________________   _____________________________  

  (Vorsitzende) (Schriftführer)  

 

* * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * 

 
Die Vorsitzende beurkundet hiermit, dass gegen die vorliegende Verhandlungsschrift in der Sit-

zung am ________________ keine Einwendungen erhoben wurden / über die erhobenen Einwen-

dungen der beigeheftete Beschluss gefasst wurde.*) 

 

Pabneukirchen, am _____________20____ 
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___________________________________ 

(Die Vorsitzende) 

 

 

 

 

 

 _______________________   _______________________   _______________________  

 (Gemeinderat) (Gemeinderat) (Gemeinderat) 

 

(* Nicht zutreffendes streichen) 


